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Die sinkende Akzeptanz der europäischen Integration erfordert auf der Ebene
der europäischen Parteien und Parteienbündnisse eine effektivere Vertretung der
Interessen der Bürger Europas. Zwei Ziele stehen dabei im Zentrum der Arbeit
der europäischen Parteien und Parteienbündnisse: erstens, mehr Verantwortung
für die Meinungsbildung der Bürger übernehmen zu wollen; zweitens, bei der
Schaffung einer größeren Transparenz in den Entscheidungsstrukturen und beim
Abbau des demokratischen Defizits der Gemeinschaft aktiv mitzuwirken. Aller-
dings beschränkten sich die drei europäischen Parteien und Parteienbündnisse in
ihrer Argumentation zur Unterstützung des Integrationsprozesses auf die schlichte
Behauptung, daß es zu dem mit dem Vertrag von Maastricht eingeschlagenen
Weg keine vernünftige Alternative gibt. In dieser bewußten Beschränkung drückt
sich das Bemühen der politisch Verantwortlichen aus, durch eine öffentliche
Diskussion den schwierigen Ratifizierungsprozeß nicht weiter unnötig komplizie-
ren und damit verzögern zu wollen. Das klare Votum der Dänen für den Vertrag,
das von allen Parteien mit Erleichterung begrüßt worden ist, macht somit jetzt
auch den Weg für eine öffentliche Diskussion über den Fortgang des europäi-
schen Integrationsprozesses frei1.

Sowohl die Europäische Volkspartei (EVP) als auch die bisher im Bund der
sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien zusammengefaßten Organisatio-
nen reagieren auf die gestiegenen Anforderungen mit einer inhaltlichen Neube-
stimmung ihrer Grundsatzpositionen und programmatischen Zielvorstellungen.
Die sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien Europas haben darüber
hinaus ihre Arbeit auf eine völlig neue organisatorische Grundlage gestellt. Dem
Beispiel der Europäischen Volkspartei folgend, haben sie sich zu einer neuen
europäischen Partei, der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE), zusammen-
geschlossen. Auch wenn die Europäischen Liberalen und Demokraten (ELDR)
zur Zeit noch das lose Parteienbündnis beibehalten, setzt sich damit auf europäi-
scher Ebene der Trend zu großen Parteiblöcken, anstelle von losen Partei-
zusammenschlüssen, weiter fort. Der Krieg im ehemaligen Jugoslawien und die
Verfolgung von ethnischen Gruppen wird von allen Parteien gleichermaßen scharf
verurteilt. Ebenso einheitlich wird die UN-Hilfsaktion in Somalia unterstützt.

Die Sozialdemokratische Partei Europas

Auf ihrem Gründungskongreß in Den Haag am 9. und 10. November 1992 haben
sich die im Bund bislang zusammengeschlossenen sozialdemokratischen und
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sozialistischen Parteien Europas zur Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE)
zusammengeschlossen2. Zum Präsidenten der SPE wurde der stellvertretende
Premierminister und Außenminister Belgiens, Willy Claes, gewählt.

Zu den Hauptzielen der neuen europäischen Partei gehört die Schaffung eines
gemeinsamen Wahlprogrammes und einer gemeinsamen Wahlplattform für die
Europawahlen 19943. Um dies erreichen zu können, sollen die sozialistischen und
sozialdemokratischen Bewegungen in der Europäischen Gemeinschaft und Europa
gestärkt, das Zusammenspiel zwischen den nationalen Parteien, den nationalen
Fraktionen und der SPE entwickelt und gemeinsame politische Maßnahmen für
die Gemeinschaft bestimmt werden.

Die wirtschaftliche Stagnation und Rezession wurde von der SPE sehr viel
früher und stärker thematisiert als dies bei der EVP und der ELDR der Fall ist.
Die SPE fordert eine konzentrierte und koordinierte Wirtschaftsförderung auf
Gemeinschaftsebene durch industriepolitische Maßnahmen der Gemeinschaft. Die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit müsse oberste Priorität erhalten. Daher unter-
stützt sie die vom Präsidenten der EG-Kommission, Jacques Delors, als auch vom
Europäischen Gewerkschaftsbund erhobene Forderung nach einer koordinierten
Wachstumsstrategie4. Der Vertrag von Maastricht findet weiterhin die volle
Unterstützung der SPE. Ein Europa der zwei Geschwindigkeiten wird allerdings
abgelehnt, da es die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten untergraben würde.
Im sozialen Bereich wird der Maastrichter Vertrag von der SPE nur als Fun-
dament betrachtet. Als erster darauf aufbauender Schritt wird die Umsetzung der
in Straßburg bereits 1990 beschlossenen Europäischen Sozialcharta gefordert.
Binnenmarkt und Währungsunion werden als eigenständige Organisationsformen
ohne die ergänzenden Maßnahmen in anderen Politikbereichen als ungeeignet
angesehen, um den angestrebten Wohlstand und die Verbesserung des Lebens-
standards in der Gemeinschaft zu erreichen. Ohne die Schaffung neuer Arbeits-
plätze, die Verbesserung von Arbeitsbedingungen und mehr betriebliche Mit-
bestimmung hätte der Binnenmarkt, so die SPE, "fatale Mängel".

Widmet sich die neue Partei der sozialen Dimension der europäischen Politik
ausführlich, so sind ihre Äußerungen und Ausführungen zur Demokratisierung
der Gemeinschaft eigentümlich knapp ausgefallen. Hier ziehen sich die Sozialde-
mokraten auf den Vertrag von Maastricht zurück, der der Gemeinschaft und der
Europäischen Union den Weg aufzeige, der weiter beschritten werden müsse.
Einzig ein Mitentscheidungsrecht des EP bei Mehrheitsentscheidungen im Rat
wird explizit gefordert. Hier ist eine deutliche Diskrepanz zwischen der Haltung
der Fraktion, die sehr viel weitergehende Forderungen aufstellt, und der neuen
Partei erkennbar. Allerdings forderte die SPE in Edinburgh, "daß das Handeln
der Gemeinschaft nachvollziehbarer werden und sich stärker der Sorgen und Nöte
der Bürgerinnen und Bürger Europas annehmen muß"5.

Als Allheilmittel gegen die demokratischen Lücken in Europa ist im letzten
Jahr das Subsidiaritätsprinzip entdeckt worden. Auch die in Edinburgh vorgenom-
mene Konkretisierung wird nichts daran ändern, daß jedes Land diesen Begriff
nach seinem Interesse und Verständnis interpretiert. Die SPE unterstützt daher
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dieses Prinzip nur noch, wenn dadurch die Weiterentwicklung der Gemeinschaft
nicht blockiert wird. Einen wesentlichen Vorstoß hat die sozialistische Fraktion im
Europäischen Parlament im Bereich des Umweltschutzes Mitte März 1993 vor-
genommen. In ihrem Weißbuch "Umweltaktionsprogramm für die nächste Genera-
tion" fordern die Sozialisten im Europäischen Parlament die Formulierung eines
neuen Reduktionszieles für CO2-Emissionen um 20% des Niveaus von 1990 bis
zum Jahr 2005. Generell fordert das Weißbuch die Einführung einer allgemeinen
Umwelthaftung der Industrie6.

Ist die SPE aber mehr als nur ein neuer Name? Auch die neue Partei wird
daran zu messen sein, ob es ihr gelingt, nicht nur den Zusammenhalt der in ihr
zusammengefaßten nationalen Parteien und Fraktionen zu organisieren, sondern
als Partei die europäische Agenda zu bestimmen und damit zu einer wirklichen
Interessenvertretung der europäischen Bürger zu werden7.

Die Europäische Volkspartei

Der neue europa- und weltpolitische Kontext, die geplante Öffnung der Partei
gegenüber den konservativen Parteien Großbritanniens und Skandinaviens und
der Übergang von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Europäischen
Union machten eine Neuformulierung der Positionen der Europäischen Volks-
partei (EVP) notwendig8. Auf ihrem Parteikongreß vom 11. bis 13. November
1992 in Athen hat sie daher ihr neues, für alle Mitgliedsparteien bindendes
Parteiprogramm diskutiert und die ersten beiden der insgesamt vier Artikel
verabschiedet9. Darüber hinaus wurden bei der Präsidiumswahl im Mai 1993 — bei
der der gesamte Vorstand unter dem Präsidenten Wilfried Martens bestätigt wur-
de — zehn statt bislang sechs Vizepräsidenten gewählt. Die Vergrößerung des Prä-
sidiums war durch die Aufnahme von neuen Mitgliedsparteien in den letzten drei
Jahren notwendig geworden10.

In ihrem neuen Parteiprogramm formuliert die EVP im ersten Kapitel ihr
allgemeines Menschen- und Weltbild sowie grundlegende politische, gesellschaftli-
che und ökonomische Grundvorstellungen an denen sich die Politik der Partei
orientieren soll. Das zweite Kapitel widmet sich der Europäischen Union. Es wird
eine föderale und demokratische zukünftige Unionsverfassung entworfen.

Kernpunkt ihrer Forderungen ist der "entschiedene Ausbau der Europäischen
Gemeinschaft zu einer echten Politischen Union mit föderalem Charakter"11. Das
Subsidiaritätsprinzip findet Eingang in das Grundsatzprogramm der EVP, ohne
daß dessen problematischer Charakter reflektiert wird12. Diese Betonung des
Föderalismus in dem neuen Programm wird die Kluft zu den Briten, die bislang
nur Mitglieder in der Fraktion, nicht aber in der Partei sind, eher noch vergrö-
ßern. Auch das anvisierte Tempo, schon 1996 eine europäische Verfassung für die
Europäische Union durch die dann einzuberufende Regierungskonferenz aus-
arbeiten zu lassen, dürfte im Vereinigten Königreich eher auf Zurückhaltung
stoßen13. Die Mitgliedschaft der britischen Konservativen ist somit zunächst
einmal auf die lange Bank geschoben worden.
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In ihrer Athener Erklärung hält die EVP der zunehmenden Kritik am Vertrag
von Maastricht entgegen, "daß das Abkommen eine geeignete und tragfähige
Grundlage für die weitere europäische Einigung und ein Fortschritt auf dem Weg
zu einem demokratischen und bürgernahen Europa sei"14. Um den Vertrag schnell
durchsetzen zu können, wird in der EVP — im Gegensatz zur SPE und zur ELDR
— auch über ein Europa der zwei oder mehr Geschwindigkeiten nachgedacht15.

Die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft zu einer Politischen Union,
die bereits bald um die Länder Skandinaviens und längerfristig um diejenigen
Mittel- und Osteuropas erweitert werden wird, stellt die EVP vor die Frage, ob
sie bereit und fähig ist, sich für Partner aus diesen Ländern zu öffnen, die zwar
in den wesentlichen Fragen mit ihr übereinstimmen, jedoch eine andere Tradition
haben. Insbesondere die Aufnahme skandinavischer Konservativer konfrontiert
die EVP mit spezifischen Problemen. Die Rolle der bürgerlichen Konsens- und
Volksparteien, die in den Ländern Kontinentaleuropas von den christlich-demo-
kratischen Parteien wahrgenommen wird, spielen in Skandinavien eher die kon-
servativen Parteien. Die christlich-demokratischen Parteien Skandinaviens da-
gegen sind sehr viel jünger und ihrem Wachstum sind enge Grenzen gesetzt. Die
EVP muß als europäische Partei in allen Mitgliedsländern präsent sein, auch in
den Ländern in denen aus historischen und kulturellen Gründen christlich-demo-
kratische Parteien nicht entstanden sind, oder sich nicht zu großen Volksparteien
entwicklen konnten. Hier liegt, so Thomas Jansen, Generalsekretär der EVP, ein
objektives Interesse der EVP an einer Einbeziehung sowohl der britischen als
auch der skandinavischen Konservativen16.

Die Europäische Union Christlicher Demokraten (EUCD) steht vor ähnlichen
Problemen. Als gesamteuropäische Organisation, die alle Angehörigen der christ-
lich-demokratischen Parteien in Europa zusammenfaßt, sieht sie sich mit einer
Vielzahl von Aufnahmeanträgen von neuen Parteien insbesondere aus Mittel- und
Osteuropa konfrontiert. Insofern markierte der XXIV. Kongreß der Europäischen
Union Christlicher Demokraten vom 21. bis 23. Juni 1992 deutlich eine Zäsur.
Mittlerweile arbeiten 28 Parteien als Mitglieder und weitere elf Parteien als
Beobachter in der EUCD zusammen. Zum ersten Mal fand ein Kongreß der
EUCD in Warschau statt und zum ersten Mal konnten alle christlich-demokrati-
schen Parteien Europas daran teilnehmen. Nachdem die EUCD jahrzehntelang
gezwungenermaßen eine rein westeuropäische Angelegenheit geblieben war, ist sie
nun tatsächlich eine gesamteuropäische Organisation geworden.

Die Europäischen Liberalen und Demokraten

Die Liberalen haben sich bislang noch nicht zu einer wirklichen europäischen Par-
tei zusammengeschlossen, sondern bevorzugen das eher lose Parteienbündnis der
Europäischen Liberalen und Demokraten (ELDR). Daß die Liberalen in Europa
bei der Bewältigung der neuen Herausforderungen auf andere Problemlagen
stoßen als EVP und SPE, zeigte der Kongreß der Liberalen vom 3. bis 4. Novem-
ber 1992 in Prag. Unter dem Titel "Das neue Europa — Die Ungewißheit bewälti-
gen" diskutierten die in der ELDR zusammengeschlossenen liberalen, demokrati-
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sehen und reformerischen Parteien die brennenden Probleme der gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Erneuerung der jungen Demokratien in Mittel- und
Osteuropa. Ein Hauptthema der Beratungen in eigener Sache widmete sich den
"Wurzeln des Liberalismus". Dabei wurde den Delegierten deutlich, daß diese
Wurzeln des Liberalismus nach 40 bis 60 Jahren totalitärer politischer Herrschaft
nur sehr schwer aufzuspüren sind. Dies erschwert die Arbeit der ELDR in den
Reformstaaten. Die Liberalen mußten einsehen, daß sich ihre Hoffnung auf einen
Aufschwung des Liberalismus in Mittel- und Osteuropa nicht erfüllt hat. Die zu-
nächst euphorisch begrüßte Revolution konfrontierte die Menschen mit einer
Welt, die dem Einzelnen Angst vor zunehmender Ungewißheit einflößt. "Pluralis-
mus und Freiheit werden noch nicht als wesentliche Bestandteile der Demokratie,
sondern vielmehr als Desintegration verstanden und wahrgenommen"17.

SPE und ELDR sind gegen ein "Europa ä la carte". Der Vertrag von Maas-
tricht muß, so fordern auch die Liberalen, zügig und ohne Neuverhandlungen
ratifiziert werden. Ähnlich kritisch wie von den Sozialdemokraten wird das
Subsidiaritätsprinzip von den Liberalen eingeschätzt. Keinen Unterschied zu den
anderen Parteien gibt es bei der Unterstützung für die Erweiterung der Gemein-
schaft. Auch die ELDR fordert, daß die institutionelle Vertiefung der Erweite-
rung vorauszugehen hat.

Im Gegensatz zu den Sozialdemokraten können sich die Liberalen einen Weg
aus der derzeitigen Wirtschaftskrise der Gemeinschaft nur über den freien und
fairen Handel vorstellen. Wirtschafts- und industriepolitische Maßnahmen, wie sie
die SPE unterstützt, werden von den Liberalen erwartungsgemäß abgelehnt18.

Bilanz

Die Gründung der Sozialdemokratischen Partei Europas und die programmati-
schen Neubestimmungen der SPE und der EVP, zeigen zum einen die gestiegene
Bedeutung der europäischen Parteien und Parteienbündnisse innerhalb der
europäischen Gemeinschaft, zum anderen spiegeln sie die Notwendigkeit wider,
die Interessen der Bürger Europas mittels einer effizienten Vertretung angemes-
sener zum Ausdruck zu bringen.

Um aber als wirkliche politische Partei auf der europäischen Ebene agieren zu
können, müßte die Europäische Gemeinschaft über tatsächliche Institutionen wie
Regierung, Opposition, Parlament und Judikative verfügen. Da dies nicht der Fall
ist, bleibt die Rolle und Funktion der europäischen Parteien und Parteienbünd-
nisse weiterhin merkwürdig unbestimmt. Daran hat auch die Anerkennung der
europäischen Parteien im Vertrag von Maastricht nichts geändert. Am deut-
lichsten ist noch ihre Funktion erkennbar, den europäischen Einigungsprozeß
voranzubringen und Möglichkeiten für die Identifikation der Bürger mit Europa
zu bieten, um so letztendlich mitzuhelfen, die Strukturen zu schaffen, die für das
politische Agieren europäischer Parteien eigentlich Voraussetzung sind.

Die 1994 anstehende Europawahl wird diesen Prozeß noch beschleunigen.
Gelingt es den europäischen Parteien und Parteienbündnissen, sich als effektive
Interessenvertretung der Bürger Europas zu präsentieren und deren Bedenken
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und Befürchtungen in ihre Politik miteinfließen zu lassen, so werden nicht nur sie,
sondern auch der europäische Einigungsprozeß insgesamt davon profitieren.
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